
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Wir werden 
unseren Beitrag 
zu einer nach-
haltigen Wirt-
schaft und zu ei-
nem nachhalti-
gen Leben welt-
weit leisten.» 

(Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel auf dem UN-
Klimagipfel in New 
York) 
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In dieser Ausgabe:

Die Koalition hält ei-
nen Kurs der Vernunft. 
Deutschland nimmt mit 
einem Kraftakt die Kli-
maziele 2030 in Angriff 
– ohne die Menschen zu 
überfordern. Klima-
schutz darf keine sozia-
le Schlagseite haben, 
was zum Bei-
spiel der Fall 
wäre, wenn 
die individu-
elle Mobilität 
oder ein be-
z a h l b a r e s 
Wohnen durch Klima-
schutzmaßnahmen ge-
fährdet würden. 

Damit das nicht pas-
siert, ist es entschei-
dend, dass die notwen-
digen klimaschonenden 
Technologien in abseh-
barer Zeit auch zur 
Verfügung stehen. Und 
zwar in ganz Deutsch-
land – in der Stadt und 
auf dem Land – und für 
jedermann bezahlbar. 
Das ist heute jedenfalls 
noch nicht der Fall. 
Deutschland braucht 
deshalb einen Innovati-
onsturbo. Hierfür sind 
in einem ersten Schritt 
die richtigen Anreize 
erforderlich. Die sieht 
das im Kompromiss ge-
fundene Regelungspa-
ket der Koalition vor. 

Die Unionsfraktion 
m a c h t  w e i t e r h i n 
Klimapolitik mit und 

nicht gegen die Men-
schen. Mit den vorlie-
genden Eckpunkten ha-
ben wir ein stimmiges 
Gesamtkonzept erarbei-
tet, das die Gesellschaft 
zusammenhalten wird. 
Das kann nur eine 
Volkspartei wie die Uni-

on leisten. 

Es verbin-
det eine 
weiterfüh-
rende CO2-
Bepreisung 

mit zielgenauen Kom-
pensationsmechanisme
n sowie anreizfördern-
den Einzelmaßnahmen. 
Insbesondere mit der 
von der CDU/CSU-
Fraktion schon lange 
geforderten steuerli-
chen Förderung der 
energetischen Gebäu-
desanierung werden wir 
endlich substantielle 
CO2-Einsparungen im 
Gebäudesektor errei-
chen. Auch mit der 
Wasserstoffstrategie 
sowie attraktiveren 
Rahmenbedingungen 
für synthetische Kraft-
stoffe legen wir den 
Grundstein für eine 
CO2-arme Mobilität der 
Zukunft. 

Mit der geplanten Kapi-
talerhöhung der Deut-
schen Bahn AG um 11 
Milliarden Euro bis 
2030 wird der Ver-
kehrsträger Schiene 

deutlich gestärkt – das 
ist ein wichtiges Signal. 
Die Mehrwertsteuersen-
kung für Fernverkehrsti-
ckets bei der Bahn wird 
den Umstieg auf die 
Schiene  befördern. 
Schließlich wird es mit 
der Erhöhung der Mittel 
f ü r  d i e  Ö P N V -
Infrastruktur auf 2 Milli-
arden Euro gelingen, 
auch in den Kommunen 
das Angebot massiv aus-
zubauen und die Attrak-
tivität zu steigern. Die 
Elektromobilität wird 
durch eine Offensive für 
den Ausbau der Ladeinf-
rastruktur und Anreize 
bei der Dienstwagensteu-
er ebenso stark gefördert 
wie die strombasierten 
Kraftstoffe.   

Mit dem Zertifikatehan-
del im Gebäude- und 
Verkehrsbereich schaffen 
wir ein marktwirtschaft-
liches Instrument zur 
verlässlichen Reduzie-
rung der Emissionen. 
Ein solcher CO2-Deckel 
ist einer CO2-Steuer, die 
einseitig auf Verteue-
rung setzt, den Treib-
hausgasausstoß aber 
nicht verlässlich be-
grenzt und reduziert, 
haushoch überlegen. Au-
ßerdem kann dieses Sys-
tem später in einem ge-
samteuropäischen aufge-
hen, was für mehr Kos-
teneffizienz beim Klima-
schutz sorgt. 

Klimaziele 2030 
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künftig wirtschafts- und sozial-
politisch weiterhin und ver-
stärkt den Weg weisen. Es hat 

sich bewährt, dass die Po-
litik Rahmenbedingungen 
setzt, aber in das Marktge-
schehen selbst nicht ein-
greift. Ausnahmen sind 
nur aus sicherheitspoliti-
schen Gründen oder bei 

Marktversagen akzeptabel, 
wenn der Staat es mit seinem 
Eingriff nicht noch schlimmer 
macht. Jeder Eingriff sollte da-
bei mit den geringsten Kosten 
und mit den wenigsten Auswir-
kungen auf andere Märkte ver-
bunden sein. 

Als Sofortprogramm schlagen 
wir folgende Maßnahmen vor: 
Eine Steuerreform, die ihren 
Namen verdient. Eine Bil-

Deutschland ist noch einer 
der stärksten Industriestand-
orte der Welt. Aktuelle Ent-
wicklungen stellen 
uns vor große Her-
ausforderungen und 
begünstigen die 
wirtschaftliche Ex-
pansion anderer 
Länder, nicht zu-
letzt auch Chinas.  Mit unse-
rem diese Woche in der Frak-
tion beschlossenen Papier 
„Einordnung der Industriepo-
litik in die Soziale Marktwirt-
schaft“ wollen wir einen Bei-
trag zur aktuellen Debatte 
zur Stärkung des Industrie-
standorts Deutschland leis-
ten.  

Die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft sollen zu-

dungs-, Ausbildungs- und 
Weiterbildungsoffensive, die 
dem Fachkräftemangel aktiv 
entgegenwirkt. Den Ausbau 
einer Verkehrs- und digitalen 
Infrastruktur, die in die Zu-
kunft weist.   

Eine Energie- und Klimapoli-
tik, die auf marktwirtschaftli-
che Instrumente, ressourcen-
schonende Verfahren und In-
novationen setzt. Und schließ-
lich eine konsequente Flexibi-
lisierung und Deregulierung 
für mehr unternehmerische 
Freiräume. Davon werden am 
Ende alle profitieren: große 
und kleine Unternehmen, Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer, 
Produzenten und Konsumen-
ten, die Industrie, Handwerk 
und die Dienstleister. 

Soziale Marktwirtschaft sichert Industriestandort 

Waldumbau jetzt voranbringen 
Wichtige Waldfunktionen, wie 
der Erhalt der Biodiversität oder 
der Wasser- und Bodenschutz, 
sind gefährdet. Insbesondere die 
Klimaschutzleistung des Waldes 
ist bedroht, schließlich binden 
die Wälder 127 Mio. Tonnen 
CO2 pro Jahr. Über 100 Mio. 

Festmeter Schad-
holz sorgen für ei-
nen drastischen 
Preisverfall auf 
dem Holzmarkt – 
deshalb stehen 

viele Forstbetriebe vor dem Aus. 

Wiederaufforstung, nachhaltige 
Waldbewirtschaftung und mehr 
Holznutzung sind für uns unver-
zichtbare Bausteine einer 
schlüssigen Klimaschutzpolitik. 
In den vergangenen Jahren ist 
der Waldumbau gut vorange-
kommen – dieser Weg muss kon-
sequent fortgeführt werden. Ziel 
muss es sein, mit klimatoleran-

Der nationale Waldgipfel hat 
am Mittwoch wichtige Signa-
le ausgesendet: Der Schutz 
unserer Wälder verlangt 
jetzt große Anstrengungen. 
Die Bundesregierung lässt 
den Wald und die Menschen, 
die mit und vom Wald leben, 
in der Not nicht allein. 
Gemeinsam mit Wis-
senschaftlern, Fachver-
bänden und der Praxis 
werden tragfähige Lö-
sungen erarbeitet.  

Die Unionsfraktion unter-
stützt Bundesforstministerin 
Julia Klöckner mit großem 
Nachdruck, die notwendigen 
Hilfen zügig auf den Weg zu 
bringen. Denn in diesem und 
im letzten Jahr haben Stür-
me, Dürre, Schädlinge und 
Brände in deutschen Wäl-
dern schwere Schäden ange-
richtet.  

ten und standortangepassten 
Baumarten stabile Mischwäl-
der zu schaffen. Bund und Län-
der sind gefordert, die Anpas-
sung unserer Wälder an den 
Klimawandel mit Rat und Tat 
zu unterstützen: Neben Finanz-
hilfen bedarf es eines wissen-
schaftlich fundierten Konzep-
tes, damit der Waldumbau ge-
lingt. 

Darüber hinaus müssen wir die 
internationale Zusammenarbeit 
in der Forstwirtschaft stärken. 
Der Klimawandel macht nicht 
an nationalen Grenzen halt. 
Deutschland muss noch stärker 
dafür kämpfen, dass die globale 
Entwaldung gestoppt wird. Wir 
müssen unseren Beitrag leis-
ten, weltweit eine nachhaltige 
Waldbewirtschaftung zu etab-
lieren und mit Wiederauffors-
tungen dem Klimawandel ent-
gegenzutreten. 
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Digitalisierung im Gesundheitswesen  

zialhilfe ausgeweitet werden.  

Das heißt, dass alle Angehöri-
gen von Sozialhilfeempfängern 
erst ab einem jährlichen Brut-
toeinkommen von 100.000 Eu-
ro finanziell herangezogen 
werden. Eine Ausnahme soll 
nur für Eltern von Minderjäh-
rigen gelten, die Leistungen 
der Hilfe zum Lebensunterhalt 
erhalten.   

Mit dem Gesetz sollen digitale 
Anwendungen schnell in die Ge-
sundheitsversorgung einge-
bracht werden, indem zum Bei-
spiel die digitale Kommunikati-

on zwischen Leistungs-
erbringern ausgeweitet 
wird: Für Krankenhäu-
ser und Apotheken set-
zen wir klare Fristen 
für die Anbindung an 
die Telematikinfra-
struktur – dem digita-
len Netzwerk des Ge-

sundheitswesens. Zudem schaf-
fen wir die Möglichkeit, dass 
sich Hebammen, Physiothera-
peuten und Pflegeeinrichtungen 
freiwillig an dieses Netz an-
schließen können. Das bringt 
uns einer funktionsfähigen 

elektronischen Patientenakte 
deutlich näher. 

Darüber hinaus vereinfachen 
wir die oft noch viel zu büro-
kratischen Verwaltungsprozes-
se, etwa durch mehr digitale 
Verordnungen. Die Möglich-
keit der Verordnung von Arz-
neimitteln in elektronischer 
Form erweitern wir nun auch 
auf Verordnungen im Bereich 
der Heil- und Hilfsmittel. Im 
parlamentarischen Verfahren 
werden wir darüber beraten, 
ob weitere elektronische Ver-
ordnungen folgen können.  

Auf den Schutz von sensiblen 
Patientendaten legen wir im 
Zuge der Digitalisierung be-
sonderen Wert.  

Diese Woche haben wir das 
Gesetz für eine bessere Ver-
sorgung durch Digitalisie-
rung und Innovation (DVG) 
in erster Lesung beraten. Die 
steigende Zahl älte-
rer, aber auch chro-
nisch kranker Men-
schen stellt uns vor 
immer größere Her-
ausforderungen. Mit 
der Nutzung der 
Chancen der Digita-
lisierung wollen wir 
die Gesundheitsversorgung 
zukunftsfähig machen. Neue 
digitale Lösungen sollen uns 
dabei helfen, den demografi-
schen Wandels besser zu be-
wältigen und die ländlichen 
Räume besser zu versorgen.  

Ehrennadel der GEMA für Volker Kauder 
Volker Kauder hat sich stets für 
die Anliegen von Kulturschaf-
f e n d e n  i n 
D e u t s c h l a n d  
stark gemacht. 
Die Auszeich-
nung wurde ihm 
vom Vorstands-
v o r s i t z e n d e n 
der GEMA, Dr. 
Harald Heker, persönlich über-
reicht. 

Im Anschluss präsentierte die 
deutsch-türkische Songschrei-

berin Elif Demirezer im 
exklusiven Wohnzim-
merkonzert ihr Werk.  

Der Abend war eine 
willkommene Gelegen-
heit, mich in angeneh-
mer Umgebung ange-
regt mit Bundestags-

kollegen und Künstlern auszu-
tauschen. 

Am Dienstag dieser Woche 
hat die GEMA als Vertreterin 
von  Nutzungsrechten aus 
Urheberrecht von mehr als 
68000 Komponisten, Text-
dichtern und Musikverlegern 
sowie von über zwei Millio-
nen Rechteinhabern aus aller 
Welt unseren ehemaligen 
Fraktionsvorsitzenden Volker 
Kauder mit einer Ehrennadel 
ausgezeichnet.  

finanziellen Beitrag zu den Pfle-
gekosten ihrer nahen Verwand-
ten leisten. Das ist eine Frage 
der Gerechtigkeit. Wenn ein An-
gehöriger pflegebedürftig ist, 
stellt das ohnehin schon eine 
starke Belastung für die Fami-
lie dar.   

Aus Gründen der Gleichbehand-
lung soll diese neue Einkom-
mensgrenze auf die gesamte So-

Diese Woche hat der  Deut-
sche Bundestag in erster Le-
sung über das Angehörigen-
Entlastungsgesetz beraten. 

Das Gesetz bringt einen gro-
ßen Fortschritt für die Eltern 
und Kinder von pflegebedürf-
tigen Angehörigen. Denn 
künftig müssen sie erst ab 
einem Jahresbruttoeinkom-
men von 100.000 Euro einen 

Angehörige bei Pflegekosten entlasten 



4 

«Also ganz ehrlich, meine Tochter hätte ich 
da nicht hingelassen. Auf der einen Seite ist 
das Mädchen bewundernswert, aber auf der 
anderen Seite ist sie krank.» 

(Der ehemalige Unionsfraktionschef Friedrich Merz am Dienstag-
abend im Interview mit der «Augsburger Allgemeinen» über 
Greta Thunberg)

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Erneuerung des Schienennet-
zes (bis 2030 rund 86 Mrd. €), 
ÖPNV attraktiver (Bund för-
dert mit 1 Mrd. € p.a.), Intensi-
vierung Ladesäulenaufbau für 
E-Autos (1 Mio. bis 2030). 

Z w e i t e  P h a s e  ( 2 0 2 1 -
2025): Einführung eines natio-
nalen CO2-Emissionshandels 
für Wärme und Verkehr. Die 
Klimaschädlichkeit des CO2 

wird im Preis damit 
stärker abgebildet. Der 
Emissionshandel be-
grenzt die Menge an 
ausgestoßenem CO2. 
Dies geschieht mit ei-
nem Festpreis, der ab 
2021 Jahr für Jahr bis 
2025 steigt, um Verwer-
fungen zu vermeiden. 
Gleichzeitig: Erhöhung 
der Pendlerpauschale 

(ab 21.km) und Absenkung der 
Stromkosten. Höhere Kaufprä-
mie für Autos unter 40.000 €
(Elektroautos, Hybrid, mit 
Wasserstoffantrieb). 

Dritte Phase (2026-2030): Die 
m a x i m a l e  C O 2 - E m m i s -
sionsmenge wird Jahr für Jahr 
geringer. Die Zertifikate wer-
den in einem Preiskorridor mit 
Minimal- und Maximalpreis 
versteigert. 

Zudem steigern wir die Akzep-
tanz beim Bau von Windrä-
dern: Sie müssen künftig min-
destens 1 km von Wohngebie-
ten entfernt sein. Gleichzeitig 
setzen wir den Ausbau erneu-
erbarer Energien mit Windrä-

Mit den Beschlüssen zum 
Klimaschutz hat die GroKo 
die Klimaschutzpol it ik 
marktkonform und technolo-
gieoffen ausgestaltet. Im Mit-
telpunkt steht der mündige 
Bürger und nicht Zwang von 
oben. Dies geschieht zu-
nächst durch wirtschaftliche 
und finanzielle Anreize. Wir 
nehmen die Menschen mit 
und sie sollen die Chance ha-
ben, selbst etwas 
zum Klimaschutz 
beizutragen. 

Erst in einem zwei-
ten Schritt kommt 
der Emissionshan-
del, mit dem wir 
punktgenau unsere 
CO2-Senkungsziele 
erreichen. Dabei 
setzen wir auf ei-
nen sanften Übergang, um 
Brüche zu vermeiden. Wir 
haben damit einen effektiven 
CO2-Deckel. Wichtig: Es ge-
lang uns, eine CO2-Steuer 
und damit eine Steuererhö-
hung für Millionen von Bür-
gern ab 2020 zu vermeiden.  

Unsere Eckpunkte gliedern 
sich in 3 Phasen: 

Erste Phase (2020): Anreize 
durch: Energetische Gebäu-
desanierung (auch für Einzel-
maßnahmen; steuerlich + per 
Zuschuss), Prämie für Erset-
zung alter Heizungen 
(Austauschprämie 40 %), 
Verbilligung von Bahnfahr-
ten im Fernverkehr, stärkere 

dern, Solar und Leitungen fort. 
Wir wollen verdeutlichen: 
CDU/CSU haben dieses zentra-
le Reformprojekt maßgeblich 
geprägt 

Wir gehen den Klimaschutz 
umfassend an. Wir kleckern 
nicht, wir klotzen. Mit über 60 
konkreten Maßnahmen nehmen 
wir die Menschen mit auf dem 
Weg zu mehr Klimaschutz 
(Förderung energetische Ge-
bäudesanierung, Austauschprä-
mie für alte Ölheizungen, billi-
gere Bahntickets Fernverkehr). 

Es gibt jetzt erst Anreize für 
mehr Klimaschutz und erst im 
zweiten Schritt wird das klima-
feindliche CO2 teurer. Wir neh-
men bis 2030 einen dreistelli-
gen Milliardenbetrag in die 
Hand, um diese Jahrhundert-
aufgabe zu stemmen. 

Die Klimaziele haben wir als 
Union mitbeschlossen und mit-
geprägt. Auf internationaler 
Ebene, auf EU-Ebene, in 
Deutschland. Wir wollen diese 
Ziele erreichen, weil wir die 
Schöpfung erhalten und unse-
ren Kindern und Enkeln eine 
lebenswerte Welt überlassen 
wollen. Wir machen Klima-
schutz mit Maß und Mitte, weil 
wir das Ganze im Blick haben. 
Wir sind die politische Kraft, 
die so ein Megaprojekt am bes-
ten umsetzen kann. 

Mein Interview bei Berlin TV 
zu dem Thema finden Sie hier: 

 https://tinyurl.com/yyamk5ay  

Beschlüsse zum Klimaschutz 


